
 

 

 

 

Informationsschreiben zum Coronavirus 

 

1. Erkrankte Arbeitnehmer 

Erkrankt ein Arbeitnehmer am Coronavirus ist der Arbeitgeber, wie in jedem anderen Krankheitsfall 

auch, dazu verpflichtet, das Arbeitsentgelt für eine Dauer von 6 Wochen fortzuzahlen. 

 

2. Arbeitnehmer in häuslicher Quarantäne 

Die zuständige Gesundheitsbehörde kann bei Arbeitnehmern, die nicht selbst erkrankt sind, son-

dern sog. Krankheits- oder Ansteckungsverdächtige sind, ein berufliches Tätigkeitsverbot auferle-

gen (§ 31 des Infektionsschutzgesetzes – IfSG). 

Für diesen Fall hat der Arbeitnehmer einen Entschädigungsanspruch gegen den Arbeitgeber. Dieser 

Entschädigungsanspruch bemisst sich in den ersten sechs Wochen nach dem Verdienstausfall (Net-

togehalt), anschließend nach dem Krankengeld (§ 56 Abs. 2, 3 IfSG). 

Der Arbeitgeber kann beim Landschaftsverband (LWL) innerhalb von drei Monaten nachträglich 

Erstattung der geleisteten Zahlungen beantragen. 

 

3. Behördliche Schließung des gesamten Betriebs 

Wird der gesamte Betrieb durch eine behördliche Verordnung geschlossen, so wird überwiegend die 

Auffassung vertreten, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung erbringen kann und der Arbeit-

geber den Arbeitslohn weiter fortzahlen muss. 

In den Fällen, in denen der Betrieb behördlich geschlossen wurde, besteht für den Arbeitgeber die 

Möglichkeit einen Erstattungsanspruch gegen die zuständige Behörde (LWL) nach § 56 IfSG geltend 

zu machen. 

 

4. Homeoffice 

Ob Homeoffice vom Arbeitnehmer gefordert bzw. vom Arbeitgeber angeordnet werden kann, ergibt 

sich aus der zwischen den Parteien geschlossenen vertraglichen Vereinbarung. Sofern eine vertrag-

liche Abrede fehlt, kann diese auch nachträglich getroffen werden. 



 

 

 

 

Der Arbeitnehmer hat keinen Anspruch auf Homeoffice. Den Arbeitsort bestimmt der Arbeitgeber. 

Wenn der Arbeitgeber keinen Homeoffice Arbeitsplatz einrichtet, bleibt der Arbeitnehmer ver-

pflichtet in den Betrieb zu kommen. Dies gilt allerdings nicht, wenn eine staatliche Behörde die 

Schließung des Betriebs anordnet. 

Der Arbeitgeber kann Homeoffice, auch wenn dies vertraglich nicht vereinbart ist, unter Umstän-

den einseitig anordnen. Er muss dann aber sicherstellen, dass der Arbeitnehmer über technisches 

Equipment verfügt. 

 

5. Kurzarbeitergeld 

Das Coronavirus kann in einigen Betrieben zu erheblichen Arbeitsausfällen führen. 

Um hierauf flexibel reagieren zu können, hat die Bundesregierung mit Datum vom 13.03.2020 Son-

derregelungen beim Kurzarbeitergeld beschlossen. 

Voraussetzung für den Bezug (Anträge über die Bundesagentur für Arbeit) von Kurzarbeitergeld ist, 

dass die üblichen Arbeitszeiten vorübergehend verringert sind. 

Folgende Änderungen wurden beim Kurzarbeitergeld beschlossen: 

• Absenken der Ausfallquote der im Betrieb Beschäftigten auf minimal 10 Prozent. 

• Teilweise oder vollständiger Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden. 

Zum Hintergrund: Aktuell müssen in Betrieben, in denen Vereinbarungen zu Arbeitszeit-

schwankungen bestehen, diese zur Vermeidung von Kurzarbeit einsetzen. 

• Ermöglichung des Kurzarbeitergeldbezugs auch für Leiharbeitnehmer. 

• Vollständige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge durch die Bundesagentur für Ar-

beit. 

 

6. Liquiditätskredite 

Für die Überbrückung von Liquiditätsengpässen stehen den Unternehmen in NRW verschiedene 

öffentliche Finanzierungsangebote zur Verfügung. 

Kredite zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen können durch die Bürgschaftsbank NRW (bis 

2,5 Mio. Euro) besichert werden. 

 



 

 

 

 

Die Bürgschaftsbank ermöglicht eine 72-Stunden-Expressbürgschaft. Kleine Unternehmen haben 

die Möglichkeit, aus dem Mikromezzaninfonds Beteiligungskapital von bis zu 75.000,00 € direkt bei 

der Kapitalbeteiligungsgesellschaft in Neuss zu beantragen. 

Bei notwendigen Überbrückungsfinanzierungen sollte zudem zeitnah das Gespräch mit der Haus-

bank gesucht werden, denn die Vergabe von Bürgschaften, Haftungsfreistellungen und günstigen 

Krediten erfordert immer die Begleitung durch eine Hausbank. 

Die vorstehenden Informationen basieren auf den derzeitigen Gesetzesstand. Es werden sicherlich 

in nächster Zeit weitere Änderungen / Ergänzungen beschlossen werden. Derartige Änderungen 

können die Gültigkeit der Aussagen diese Informationsschreibens beeinflussen. 

Falls Sie Fragen haben sprechen Sie uns an! 

Mit freundlichen Grüßen 

Team WOP 


